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Bauberufe - Berufe mit Zukunft 


Vorbemerkung: 

Kennzeichen jeder wachsenden Wirtschaft sind permanente Ver- 
änderungen von Nachfrage- und Angebotsstrukturen. Dies gilt 
auch für den Bausektor. Versuche der Politik, den vom Markt be- 
stimmten Strukturwandel aufzuhalten, sind stets gescheitert. So 
haben sich die in den 70er Jahren von der damaligen sozial- 
liberalen Koalition aufgelegten Konjunkturprogramme letztlich 
als kontraproduktiv für eine wirksame Anpassung der bauwirt- 
schaftlichen Strukturen an geänderte Marktbedingungen er- 
wiesen. 

Marktgerechte Produktionskapazitäten technischer und personel- 
ler Art bereitzuhalten, ist in einer Marktwirtschaft Aufgabe der 
Unternehmen selbst. Die Bauwirtschaft hat diese Aufgabe in der 
Vergangenheit stets bewältigt. Die Bundesregierung ist über- 
zeugt, daß dies auch in den nächsten Jahren der Fall sein wird, in 
denen große Aufgaben auf die Bauwirtschaft, auch im Zusam- 
menhang mit der Herstellung der deutschen Einheit, zukommen. 
Die Bundesregierung begrüßt deshalb alle Initiativen der bauwirt- 
schaftlichen Verbände, die Attraktivität der Bauberufe zu erhöhen 
und damit die notwendigen Personalkapazitäten zu sichern. Die 
Bundesregierung wird die Bauwirtschaft, wo erforderlich und 
möglich, bei ihren Bemühungen unterstützen. 

Im übrigen hat die Bundesregierung mit ihrer konsequent auf 
stabiles Wirtschaftswachstum ausgelegten Wirtschafts- und 
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Finanzpolitik und durch baupolitische Maßnahmen die grund- 
legenden Voraussetzungen für einen längerfristigen Wachstums- 
prozeß auch im Bausektor geschaffen. 


Bauindustrie und Bauhandwerk der Bundesrepublik Deutschland 
stehen in den 90er Jahren vor großen Aufgaben, die mit den derzeitigen 
Kapazitäten nicht bewältigt werden können. 3,5 bis 5 Milhonen neue 
Wohnungen müssen gebaut werden. Der Wirtschaftsbau und die Auf- 
träge der öffenthchen Hände nehmen zu. Die Bauinvestitionen werden 
insgesamt stark wachsen. Dies gilt auch für den Tiefbau, der vor allem 
im Umweltschutz, aber auch im Verkehrsbereich große Investitionsvolu- 
men zu bewältigen haben wird. 

Die jahrelange Streichungs- und Kürzungspohtik der Bundesregierung 
bei Bauinvestitionen, vor allem im Wohnungsbau, hat zu einem großen 
Nachholbedarf und zu einem Schrumpfen der bauwirtschaftlichen 
Kapazitäten geführt. Viele hochqualifizierte Fachkräfte sind wegen 
scheinbar schlechter Zukunftsaussichten abgewandert. Diese Politik 
rächt sich jetzt. 

Nach dem Tiefststand von Anfang 1989 werden die Kapazitäten lang- 
sam wieder erweitert. Der Maschinenpark ist modern und noch nicht 
voll ausgelastet. Die Produktivität steigt. 

Entscheidend wird sein, ob in Bauindustrie und Bauhandwerk auch in 
Zukunft ausreichend Fachkräfte für die Bewältigung der Aufgaben zur 
Verfügung stehen. Bereits jetzt kommt es regional zu Engpässen bei 
Fachkräften. Es liegt auch im öffentlichen Interesse, die Bauberufe 
attraktiver zu machen und so einen drohenden Mangel an Baufach- 
arbeitern vermeiden zu helfen. 

Dies wird um so dringlicher, als auch in der DDR großen Aufgaben im 
Neubau und bei Instandsetzung und Modernisierung eine zu kleine 
Zahl von Fachkräften gegenübersteht, so daß im Laufe der nächsten 
Jahre von dort keine Entlastung für unseren Baumarkt zu erwarten ist. 

I. 1. Wie hat sich seit 1975 die Zahl der am Bau Beschäftigten und 
speziell die der Baufacharbeiter entwickelt? 


Die Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
im Baugewerbe seit 1975 ist in Tabelle 1 wiedergegeben. 

Angaben zur Entwicklung nach Berufen liegen ebenfalls im Rah- 
men der Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit vor, 
und zwar seit 1979. Zu den Bauberufen zählen dabei Maurer, Be- 
tonbauer, Zimmerer, Dachdecker, Gerüstbauer, Straßen-, Tief- 
bauer und Bauhilfsarbeiter. 

Tabelle 2 enthält die vorliegenden Daten. Dabei ist zu beachten, 
daß die in der Beschäftigtenstatistik verwendete Abgrenzung der 
Bauberufe von der der anerkannten Ausbildungsberufe des Bau- 
hauptgewerbes ab weicht (siehe auch Antwort zu Frage 1.4). 
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Tabelle 1 


Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Baugewerbe 


Jahr‘) 

Anzahl in 1 000 

1975 

1 666 

1976 

1 637 

1977 

1 582 

1978 

1 603 

1979 

1 654 

1980 

1 696 

1981 

1 677 

1982 

1 592 

1983 

1 569 

1984 

1 548 

1985 

1 462 

1986 

1 441 

1987 

1425 

1988 

1 412 

1989 

1 406 


Jeweils 30. Juni 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 


Tabelle 2 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Bauberuf en^) 


Kenn- 

ziffer 

Berufsordnung 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1000 

44 

Maurer, Betonbauer 

457 

464 

454 

427 

425 

414 

374 

368 

357 

345 

340 

45 

Zimmerer, 

Dachdecker, 

Gerüstebauer 

135 

141 

144 

145 

148 

149 

142 

142 

141 

140 

138 

46 

Straßen-, 

Tiefbauer 

178 

179 

172 

158 

150 

149 

148 

152 

149 

145 

140 

47 

Bauhilfsarbeiter 

216 

216 

200 

172 

173 

170 

154 

157 

156 

155 

153 

Bauberufe insgesamt 

985 

999 

969 

902 

896 

881 

818 

819 

804 

784 

771 


Jeweüs 30. Juni. Angaben liegen erst ab 1979 vor. Abweichungen in den Summen durch Rundung. 
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 


2. Wie ist die Altersstruktur in den Bauberufen, und mit welchen 
altersbedingten Abgängen pro Jahr ist in den 90er Jahren zu 
rechnen? 
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Tabelle 3 enthält die Altersstruktur der Beschäftigten in Bauberu- 
fen im Juni 1988 (letztverfügbare Daten). Zum Vergleich ist auch 
die Altersstruktur der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
insgesamt angegeben. Daraus ist erkennbar, daß die Altersgrup- 
pen ab 45 in den Bauberufen Stärker besetzt sind als bei den 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten insgesamt. 


Tabelle 3 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Altersgruppen in Bauberufen und insgesamt 

Juni 1988 



Anteile an der jeweiligen Altersgruppe in Prozent 

Altersgruppen 


Beschäftigte in Bauberufen 


Sozialversicherungs- 







pfhchtig Beschäftigte 







Im Alter von . . . 

insges. 

Maurer, 

Zimmerer, 

Straßen-, 

Bauhüfs- 

insgesamt 

bis unter . . . Jahren 


Beton- 

Dach- 

Tiefbauer 

arbeiter 




bauer 

decker, 







Gerüste- 







bauer 




bis unter 20 

5,7 

5,9 

9,5 

3,8 

3,4 

6,4 

20 bis unter 25 

14,1 

13,1 

20,6 

11,0 

13,3 

15,3 

25 bis unter 30 

12,4 

10,6 

16,8 

11,4 

13,7 

14,0 

30 bis unter 35 

8,5 

7,1 

9,4 

9,2 

10,4 

11,7 

35 bis unter 40 

8,9 

8,6 

8,1 

9,6 

9,8 

11,1 

40 bis unter 45 

8,6 

9,0 

7,0 

9,2 

8,7 

9,8 

45 bis unter 50 

15,1 

17,6 

10,3 

15,6 

13,4 

12,4 

50 bis unter 55 

15,7 

17,6 

10,6 

17,0 

• 14,6 

10,6 

55 bis unter 60 

9,5 

9,5 

6,8 

11,1 

10,3 

6,6 

60 bis unter 65 

1,3 

0,9 

0,8 

1,9 

2,0 

1,8 

65 und älter 

0,2 

0,0 

0,1 

0,2 

0,4 

0,3 

insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 


3. Wie viele Bauarbeiter scheiden infolge Frühinvalidität vorzeitig 
aus dem Beruf aus, und wie ist das Unfallrisiko in der Bauwirt- 
schaft im Vergleich zu anderen Branchen? 


Nach einer Sonderauswertung des Verbandes Deutscher Renten- 
versicherungsträger sind in der gesetzlichen Rentenversicherung 
im Jahr 1989 10 878 Frührenten an Bauarbeiter zugegangen. Das 
war ein Anteil von 63 v. H. der insgesamt an Bauarbeiter zugegan- 
genen Versichertenrenten in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung im Jahr 1989. 

Nach der berufsgenossenschaftlichen Unfallstatistik für das Jahr 
1988 liegt die Häufigkeit bei den gemeldeten Arbeitsunfällen in 
der Bau Wirtschaft 2,2mai höher als die durchschnittliche Häufig- 
keit aller Wirtschaftszweige. Sie ist im Vergleich mit den anderen 
Wirtschaftszweigen mit 74 Arbeitsunfällen je 1 Mio. geleistete 
Arbeitsstunden am höchsten. 
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4. Wie hat sich die Zahl der Auszubildenden in Bauberufen in den 
letzten Jahren entwickelt, und wde lange bleiben ausgebildete 
Baufacharbeiter durchschnittlich in ihrem erlernten Beruf? 


Unter Bauberufen werden hier die folgenden anerkannten Ausbil- 
dungsberufe des Bauhauptgewerbes in Industrie und Handwerk 
verstanden: Hochbaufacharbeiter, Maurer, Backofenbauer, Feue- 
rungs- und Schornsteinbauer, Beton- und Stahlbetonbauer, Aus- 
baufacharbeiter, Zimmerer, Dachdecker, Straßenbauer, Tiefbau- 
facharbeiter, Gleisbauer, Wasserbauwerker, Brunnenbauer, Ka- 
nalbauer, Stukkateur, Klebeabdichter, Isoliermonteur, Isolierer, 
Wärme-, Kälte-, Schallschutzisolierer, Trockenbaumonteur, Flie- 
sen-, Platten-, Mosaikleger, Kachelofen-, Luftheizungsbauer und 
Estrichleger. 

In diesen anerkannten Ausbildungsberufen des Bauhauptgewer- 
bes wurden Ende 1982 insgesamt 78 955 Auszubildende zu ihrer 
Berufsausbildung beschäftigt. Die Zahl stieg bis zum Jahresende 
1984 auf ihren Höchststand von 81 134 an und sank bis Ende 1988 
(letzte verfügbare Daten) auf 44 517 Auszubildende. 

Die nachfolgende Übersicht zeigt die Entwicklung in den Jahren 
1982 bis 1988 detailliert auf. 


Jahresende 

Auszubildende in Berufen 
des Bauhauptgewerbes 

1982 

78 955 

1983 

80 089 

1984 

81 134 

1985 

74 755 

1986 

61813 

1987 

49 825 

1988 

44 517 


Der Bundesregierung liegen keine Angaben über den durch- 
schnittlichen Verbleib ausgebildeter Facharbeiter in ihrem erlern- 
ten Beruf vor. 


5. Wie hoch ist das durchschnittliche Jahresbruttoeinkommen eines 
Bauarbeiters im Vergleich zu dem von Industriearbeitern im 
allgemeinen? 


Die amtliche Statistik differenziert bei der Brutto] ahresverdienst- 
erhebung nach Wirtschaftszweigen, nicht aber nach Berufen. Der 
durchschnittliche Jahresbrutto verdienst läßt sich deshalb nur zwi- 
schen einem Arbeiter im Baugewerbe und einem Arbeiter in der 
Industrie vergleichend darstellen. Zu beachten ist, daß aus dem 
Baugewerbe nur der Hoch- und Tiefbau mit Handwerk erfaßt 
wird. Die übrigen Zweige des Bauhauptgewerbes sowie das Aus- 
baugewerbe werden nicht von der Erhebung erfaßt. 
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Der durchschnittliche Jahresbruttoverdienst eines Arbeiters im 
Baugewerbe und eines Arbeiters in der Industrie beträgt nach der 
Bruttojahresverdiensterhebung in den Jahren von 1985 (Ergeb- 
nisse früherer Jahre sind wegen Änderung der Systematik nicht 
voll vergleichbar) an; 

Durchschnittliche Bruttojahresverdienste 
der männlichen Arbeiter^) 

- in DM - 


Jahr 

Hoch- und Tiefbau 
mit Handwerk 

Industrie 

(ohne Bauindustrie) 

1985 

34 996 

41 394 

1986 

36 408 

42 785 

1987 

36 923 

43 967 

1988 

38 627 

45 363 


Ein Nachweis der Bruttojahres Verdienste nach Leistungsgruppen ist nicht mög- 
lich, da die Leistungsgruppen kein Erhebungsmerkmal sind. 


6. Wie viele der am Bau Beschäftigten waren in den letzten fünf 
Jahren ganzjährig in einem Arbeitsverhältnis und wie viele wur- 
den in Winter- Arbeitslosigkeit entlassen? 

Welche Einkommensausfälle sind dadurch entstanden? 


Aus dem integrierten Meldeverfahren zur Sozialversicherung und 
zur Bundesanstalt für Arbeit werden Statistiken über Beschäftigte 
gewonnen, die die Zahl der Arbeitnehmer an einem Stichtag an- 
geben. Es liegen darüber hinaus keine Informationen vor, ob diese 
Beschäftigten ganzjährig in einem Arbeitsverhältnis gestanden 
haben. 

Verlaufsbeobachtungen, die Aussagen über die Unterbrechung 
von Arbeitsverhältnissen durch Winterarbeitslosigkeit ermög- 
lichen, läßt die Datenbasis somit nicht zu. 


7. Wie hoch ist im Durchschnitt der Jahre die Zahl der schlechtwet- 
terbedingten Ausfallzeiten der am Bau Beschäftigten? 


In den Schlechtwetterzeiten 1985/86 bis 1989/90 wurden im 
Durchschnitt für rund 13,5 Mio. Ausfalltage Anzeigen über witte- 
rungsbedingten Arbeitsausfall je Schlechtwetterzeit erstattet. Als 
Ausfalltag in diesem Sinne gilt ein Arbeitstag, sofern mindestens 
eine Stunde der regelmäßigen betriebsüblichen Arbeitszeit inner- 
halb der tariflichen Arbeitszeit ausfällt (§ 84 Abs. 1 Nr. 2 AEG). 

Im selben Zeitraum waren allerdings im Monatsdurchschnitt, 
bezogen auf die fünf Schlechtwetterzeiten, noch rund 90160 
Arbeitnehmer des Baugewerbes von Kurzarbeit betroffen. 

Innerhalb der genannten Schlechtwetterzeiten schwankte die 
Zahl der jeweils angezeigten witterungsbedingten Arbeitsausfälle 
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erheblich. Sie wird nicht nur von den Witterungsverhältnissen im 
jeweiligen Winter, sondern auch von der Auftragslage in der Bau- 
wirtschaft (Entlassungen, Kurzarbeit) tangiert. So betrugen in den 
Schlechtwetterzeiten die Zahl der 



witterungsbedingten 

Arbeitsausfälle 

Kurzarbeiter in 

Baubetrieben 

(Durchschnitt) 

85/86 

18,4 Mio. 

121 234 

86/87 

18,5 Mio. 

109 101 

87/88 

12,5 Mio. 

101 016 

88/89 

8,4 Mio. 

77 621 

89/90 

9,6 Mio. 

41 830 


8. Wie viele der in Bauberufen angebotenen Lehrstellen konnten im 
letzten Jahr nicht besetzt werden? 


In den Berufen des Bauhauptgewerbes blieben zum 30. Septem- 
ber 1989 8010 der bei den Arbeitsämtern gemeldeten Ausbil- 
dungsstellenunbesetzt (1988: 6 845). 


II. 1. Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung seit der 
Warnung des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau (Pressemitteilung vom 7. April 1988) vor einem 
drohenden Facharbeitermangel am Bau zur Vermeidung dieses 
Mangels unternommen? 

Mit ihrer auf Wachstum und Beschäftigung gerichteten Wirt- 
schaftspolitik hat die Bundesregierung die Rahmenbedingungen 
für eine Aufwärtsentwicklung auch in der Bauwirtschaft geschaf- 
fen. Die Branche befindet sich seit 1987 in einem kräftigen kon- 
junkturellen Aufschwung. 

Die Bundesregierung hat frühzeitig auf die umfangreichen und 
neuen Bauaufgaben im Zusammenhang mit dem gesellschaft- 
lichen, wirtschaftlichen und technischen Strukturwandel und die 
Notwendigkeit, den Facharbeiternachwuchs zu sichern, hinge- 
wiesen. 

Sie ist immer wieder dem zu Unrecht verbreiteten Image der 
Bau Wirtschaft als Krisenbranche entgegengetreten und hat damit 
die Initiativen der für die Nachwuchsgewinnung eigenverant- 
wortlichen Bauwirtschaft nachdrücklich unterstützt. 


2. Welche weiteren Maßnahmen sind beabsichtigt? 


Es ist Sache der Bauwirtschaft selbst, für die Attraktivität der 
Bauberufe und marktgerechte Personalkapazitäten zu sorgen. Die 
Bundesregierung unterstützt sie dabei weiterhin mit verläßlichen 
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Rahmenbedingungen und ihrer kontinuierlichen, auf Wachstum 
und Beschäftigung gerichteten Wirtschaftspolitik. 


3. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung zur Verbesse- 
rung des Unfall- und Gesundheitsschutzes in den Bauberufen? 


Das Bemühen der Bundesregierung ist auf eine ständige Verbes- 
serung des Unfall- und Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz 
gerichtet. Deshalb werden zur Verbesserung der Arbeitsbedin- 
gungen, speziell in der Bauwirtschaft, Finanzmittel im Rahmen 
des Programms „Arbeit und Technik'" zur Verfügung gestellt. Zur 
Zeit laufen 13 einschlägige Projekte, u. a. über die Gefahrstoff- 
information, die Qualifizierung von Polieren, Verschleißerschei- 
nungen des Bewegungsapparates bei Maurern, die Auswirkung 
des EG-Binnenmarktes auf die Arbeitsbedingungen. Zirka zehn 
Vorhaben befinden sich in Vorbereitung. 

Die vom EG-Rat bereits verabschiedeten oder noch zu verabschie- 
denden EG-Richtlinien auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes wer- 
den, wenn sie in nationales Recht umgesetzt sind, den Gefahren- 
schutz auch in der Bau Wirtschaft weiter verbessern. Die dem- 
nächst vom Rat zu beschließende Richtlinie über die Handhabung 
von Lasten wird eine besondere Bedeutung für die Bauwirtschaft 
haben. Das trifft auch besonders zu für die zu erwartende Richt- 
linie über die Sicherheit auf Baustellen. Die Bundesregierung 
unterstützt diese Vorhaben der EG-Kommission. 

Die in nächster Zeit geplante Verordnung zur Änderung der 
Gefahrstoffverordnung mit einem Verbot der Verwendung von 
Asbest wird ebenfalls ein wichtiger Beitrag zum Gesundheits- 
schutz, auch der Bauarbeiter, sein. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, Umschulung von Arbeitnehmern 
aus anderen Branchen in Bauberufe verstärkt zu unterstützen? 


Die Bundesregierung wird alle Maßnahmen, die zur Gewinnung 
der benötigten Fachkräfte beitragen können, unterstützen. Dies 
gilt auch für die Heranbildung von qualifizierten Fachkräften im 
Rahmen von beruflichen Umschulungsmaßnahmen. Die Dienst- 
stellen der Bundesanstalt für Arbeit sind intensiv darum bemüht, 
Arbeitnehmer, insbesondere arbeitslose Arbeitnehmer, für quali- 
fizierende berufliche Bildungsmaßnahmen zu gewinnen. Förde- 
rungsmittel stehen mit rund 6,3 Milliarden DM auch im Haus- 
haltsjahr 1990 in ausreichendem Umfange zur Verfügung. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, für ein ganzjährig gesichertes 
Einkommen der Beschäftigten in Bauberufen sich an der Finan- 
zierung der Sozialabgaben während der witterungsbedingten 
Ausfallzeiten zu beteiligen und so das Interesse der Unterneh- 
men an zeitweisen Entlassungen während der Wintermonate zu- 
künftig zu vermeiden? 


8 



Deutscher Bundestag -11. Wahlperiode 


Drucksache 1 1 /7237 


Die Bundesregierung hat zuletzt im vorigen Sommer die Frage 
geprüft, ob die Arbeitgeber des Baugewerbes von den Sozialver- 
sicherungsabgaben für Schlechtwettergeld-Bezieher zu Lasten 
der Bundesanstalt für Arbeit entlastet werden können. Die Prü- 
fung ist negativ ausgefallen: Wegen der komplexen Wirkung 
wirtschaftlicher und meteorologischer Zusammenhänge kann 
keine Kausalität zwischen der Beitragsbelastung der Bauarbeit- 
geber und der Arbeitslosigkeit von Bauarbeitern nachgewiesen 
werden. Denn die hohe Winterarbeitslosigkeit von Bauarbeitern 
in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrzehnts war zumindest auch 
die Folge einer verminderten Nachfrage nach Bauleistungen, 
wenn auch regional unterschiedlich. Das Ergebnis der vorjährigen 
Prüfung gilt auch heute noch. Im übrigen wird das ganzjährig 
gesicherte Einkommen der Beschäftigten in Bauberufen durch 
den Tarif abschluß 1990 im Baugewerbe gewährleistet. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, junge Bauarbeiter vom Wehr- 
dienst zu befreien und eine vergleichbare Regelung genereller 
Art der DDR-Regierung auch für Wehrpflichtige in der DDR vor- 
zuschlagen? 


Nein. 

Gegen eine derartige Regelung sprechen sowohl rechtliche als 
auch praktische Erwägungen. 

Eine Befreiung vom Wehrdienst läßt das Wehrpflichtgesetz 
(WpflG) nur in den in § 11 genau definierten Fällen zu (Geistliche, 
Schwerbehinderte, Heimkehrer, Brüder oder Söhne von an 
Kriegs- oder Wehrdienstfolgen verstorbenen Personen). Der Kata- 
log des § 11 WpflG ist abschließend. 

Eine Erweiterung des § 11 WpflG auf den Personenkreis der 
wehrpflichtigen Bauarbeiter kommt nicht in Betracht, zum einen, 
weil dies der Systematik des § 11 WpflG nicht entspräche — 
Bauarbeiter sind keine mit den in § 11 WpflG Genannten ver- 
gleichbare Personengruppe, zum anderen, weil sie nicht erforder- 
lich wäre, denn das angestrebte Ziel ist auf anderem Wege er- 
reichbar: 

§ 13 WpflG bietet das Instrument der Unabkömmlichstellung für 
die Fälle, in denen ein überwiegendes öffentliches Interesse am 
Verbleiben eines Wehrpflichtigen an seinem Arbeitsplatz besteht. 
Zwar ist eine solche Uk-Stellung grundsätzlich nur befristet mög- 
lich. Doch wird den Unternehmen der Bauindustrie hierdurch die 
Möglichkeit geboten, weitgehend auf den Zeitpunkt der Einberu- 
fung ihrer Arbeitnehmer Einfluß zu nehmen. 

So kann z. B. derzeit ein 20jähriger Wehrpflichtiger insgesamt 
sieben Jahre lang unabkömmlich gestellt werden, wenn die 
gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Diese Entscheidungen wären nach der Rechtslage für jeden Ein- 
zelfall gesondert zu treffen. 

Die Möglichkeit einer Gruppen-Uk-Stellung wurde mit der 
Novelle 1972 des Wehrpflichtgesetzes abgeschafft, weil die in 
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Betracht kommenden Personenkreise nicht eindeutig genug hät- 
ten abgegrenzt werden können, so daß ein gerechter Interessen- 
ausgleich nicht hätte gewährleistet werden können. 

Eine generelle Regelung würde zudem dem gewollten Abbau 
gesetzlicher und administrativer Wehrdienstausnahmen zuwider- 
laufen. 

Neben den Möglichkeiten, die § 13 WpflG bietet, kann ein Betrieb 
auch durch rechtzeitige Absprachen mit dem örtlich zuständigen 
Kreiswehrersatzamt sicherstellen, daß nicht mehrere Arbeitneh- 
mer gleichzeitig ihren Wehrdienst ableisten müssen. 

Mit dem zur Verfügung stehenden wehrpflichtrechthchen Instru- 
mentarium kann somit auch den berechtigten betriebhchen Inter- 
essen gebührend Rechnung getragen werden. 

Mit der Verneinung des ersten Teils der Frage besteht für einen 
entsprechenden Vorschlag an die Regierung der DDR keine Not- 
wendigkeit. Dabei wird davon ausgegangen, daß eine Unab- 
kömmlichstellung vom Wehrdienst rechtlich auch dort möglich ist. 


7. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Ausbiidungsordnungen 
für Bauberufe zu überarbeiten, und ist daran gedacht, dabei mehr 
Weiterqualifizierungs- und Aufstiegsmöglichkeiten zu schaffen? 


An eine Novellierung der Verordnung über die Berufsausbildung 
in der Bauwirtschaft wird derzeit nicht gedacht. 

Diese ist zuletzt im Jahr 1985 geändert worden. Seinerzeit ist die 
Ausbildungszeit von 33 auf 36 Monate zugunsten einer verstärk- 
ten Baustellenausbildung verlängert worden. Darüber hinaus ist 
die Ausbildung im 2. Ausbildungsjahr stärker auf die Einzelberufe 
abgestellt worden. Damit ist den Vorstellungen der Bauwirtschaft 
voll entsprochen worden. Der Bundesregierung sind seitdem 
Änderungswünsche der Bauwirtschaft und der Fachgewerkschaf- 
ten nicht bekanntgeworden. 


8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Verstetigung 
der Baukonjunktur, vor allem aber eine kontinuierliche Bauinve- 
stitionspohtik der öffentlichen Hände, die Attraktivität der Bau- 
wirtschaft erhöht? 


Die Bundesregierung verfolgt im Rahmen ihrer mittelfristig ange- 
legten Wirtschafts- und Finanzpolitik auch das Ziel einer Versteti- 
gung der öffentlichen Investitionstätigkeit. Sie hat dabei aller- 
dings ebenso die Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts zu beachten. 

Angesichts der hohen Auslastung der Baukapazitäten und der 
damit verbundenen Preisrisiken wurde im Finanzplanungsrat im 
November 1989 Einvernehmen mit den Ländern und Gemeinden 
erzielt, zugunsten des Wohnungsbaus den Beginn von Hochbau- 
maßnahmen zurückzustellen und Hochbaukapazitäten nur dort in 
Anspruch zu nehmen, wo dies ohne Beeinträchtigung des Woh- 
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nungsbaus möglich oder aus übergeordneten öffentlichen Interes- 
sen zwingend erforderlich ist. Nach § 4 Abs. 10 des Bundeshaus- 
haltsgesetzes 1990 wird der Bund Hochbaumaßnahmen für Ver- 
waltungszwecke im Umfang von mindestens bis zu einem Viertel 
seines gesamten Neubauvolumens nicht beginnen. 

Jetzt sind vor allem die anderen Marktteilnehmer gefordert, durch 
kapazitätserweiternde und kostendämmende Maßnahmen einer- 
seits, durch den Verzicht auf Nutzung kurzfristig erzielbarer Preis- 
erhöhungsspielräume andererseits, das von der Baukonjunktur 
ausgehende Stabilitätsrisiko einzugrenzen. Überzogene Forde- 
rungen würden nicht nur eine stetige Aufwärtsentwicklung in der 
Bauwirtschaft gefährden; sie würden auch nachhaltig die Attrak- 
tivität der Bauwirtschaft für Erwerbstätige mindern. 
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